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Humanismus und Kindeswürde

Transgender-Ideologie an Schulen
ist Kindesmissbrauch!

Öffentliche Schulen in den USA erhalten klare Ansage: Wer 
Kindern einredet, sie seien im falschen Körper geboren, begeht 

Kindesmissbrauch – ein Fall in Maryland zwingt einen 
Schulbezirk zur Rückkehr der Elternrechte

David Berger

Donald  Trump  verschärft  seinen  Kampf 
gegen die Transgender-Ideologie an ame-
rikanischen Schulen.  Wer Kindern einre-
de, sie seien im „falschen Körper“ gebo-
ren,  begehe  Kindesmissbrauch,  erklärte 
der  US-Präsident  jetzt  unmissverständ-
lich. Dass es nicht bei Worten bleibt, zeigt 
ein  aktueller  Fall  aus  Maryland:  Nach 
massivem Druck aus Washington musste 

ein Schulbezirk seine umstrittenen Regeln ändern.

WASHINGTON. US-Präsident Donald Trump hat am Montag eine bemerkenswert deutli-
che Grenze gezogen. Bei einer Rede zur Bildungspolitik erklärte er: „Every public school in 
America is now on notice that if they tell a child that they’re trapped in the wrong body, 
they are committing child  abuse:  Jede öffentliche Schule in  Amerika sei  nun gewarnt: 
Wenn sie einem Kind sage, es sei im falschen Körper gefangen, begehe sie Kindesmiss-
brauch.“

Damit erreicht der Kampf der Trump-Regierung gegen die Transgender-Ideologie an Schu-
len eine neue Stufe. Der Präsident behandelt die Frage nicht mehr lediglich als kulturpoliti -
schen Streit um Lehrpläne, Pronomen und Toiletten, sondern stellt sie ausdrücklich in den 
Zusammenhang des Schutzes von Kindern.

Trump: „Eine der verbreitetsten Formen des Kindesmissbrauchs“

Ganz neu ist diese Wortwahl allerdings nicht. Bereits im April 2025 hatte Trump in seiner 
Proklamation zum „National Child Abuse Prevention Month“ die Gender-Ideologie als „one 
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of the most prevalent forms of child abuse facing our country today bezeichnet – als eine 
der verbreitetsten Formen von Kindesmissbrauch, mit denen Amerika heute konfrontiert 
sei.

Besonders scharf wandte sich Trump damals gegen die Vorstellung, Kinder könnten im fal-
schen Körper geboren worden sein. Kinder würden mit der Behauptung indoktriniert, sie 
müssten ihren Körper durch Hormone, Pubertätsblocker oder Operationen verändern, um 
glücklich werden zu können. Seine Gegenbotschaft lautete: „You are perfect exactly the 
way God made you“ – ihr seid vollkommen so, wie Gott euch geschaffen hat. Diese Posi-
tion wird inzwischen nicht nur rhetorisch vertreten. Die Regierung setzt Bundesbehörden 
ein, um gegen Schulen und Schulbezirke vorzugehen, die nach ihrer Auffassung Eltern-
rechte verletzen oder das biologische Geschlecht durch eine frei gewählte „Geschlechtsi-
dentität“ ersetzen.

Schulen sollen Geschlechtswechsel vor Eltern verheimlicht haben

Besonders brisant ist der Fall der Anne Arundel County Public Schools im US-Bundesstaat 
Maryland. Das US-Bildungsministerium teilte Ende Juli mit, gemeinsam mit dem Justizmi-
nisterium gegen den Schulbezirk vorzugehen. Ausgangspunkt waren Beschwerden von El-
tern. Nach Darstellung des Ministeriums erfuhren sie durch Zufall, dass ihre Tochter in der 
Schule mit männlichen Pronomen angesprochen wurde. Als sie Unterlagen zu der Angele-
genheit verlangten, seien ihnen entsprechende Informationen verweigert worden. Die Be-
hörden werfen dem Schulbezirk deshalb einen Verstoß gegen den „Family Educational 
Rights and Privacy Act“ (FERPA) vor. Dieses Bundesgesetz schützt unter anderem das 
Recht der Eltern, die Bildungsunterlagen ihrer minderjährigen Kinder einzusehen.

Der Fall zeigt exemplarisch, worum sich der Konflikt inzwischen dreht: Darf eine staatliche 
Schule die sogenannte soziale Transition eines Minderjährigen – also etwa die Verwen-
dung eines anderen Namens und anderer Pronomen – unterstützen und diese Entwick-
lung gleichzeitig vor dessen Eltern geheim halten? Für die Trump-Regierung lautet die Ant-
wort eindeutig: nein. Bildungsministerin Linda McMahon erklärte, es sei „unconscionable“, 
also gewissenlos beziehungsweise unentschuldbar, wenn ein Schulbezirk Eltern gerade 
die sensibelsten Informationen über ihre Kinder vorenthalte. Das sei nicht nur ein Verstoß 
gegen  elementare  moralische  Grundsätze,  sondern  auch  gegen  bundesrechtlich  ge-
schützte Elternrechte.

Washington droht mit Klagen und Geldentzug

Dabei besitzt Washington ein durchaus wirksames Druckmittel. Verstöße gegen FERPA 
können im äußersten Fall zum Verlust von Bundesmitteln führen. Das Bildungsministerium 
arbeitet zudem seit Juni 2026 enger mit dem Justizministerium zusammen, um entspre-
chende Verfahren schneller durchsetzen zu können. Und der Konflikt beschränkt sich kei-
neswegs auf einen einzelnen Schulbezirk. Die Trump-Regierung hat unter anderem auch 
in Maryland Untersuchungen wegen möglicher Verstöße gegen Title IX eingeleitet. Dabei 
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geht es beispielsweise um die Teilnahme biologisch männlicher Schüler am Mädchensport 
sowie deren Zugang zu Umkleideräumen und anderen nach Geschlecht getrennten Berei-
chen.

Damit kehrt die Regierung die politische Stoßrichtung der Biden-Jahre um. Nach ihrer In-
terpretation schützt  Title  IX vor  Benachteiligung aufgrund des Geschlechts – nicht  auf-
grund einer davon losgelösten subjektiven „Geschlechtsidentität“. Das Bildungsministeri-
um hat deshalb bereits frühere Vorgaben zurückgenommen, durch die Schulen etwa we-
gen der Nichtverwendung gewünschter Pronomen unter Druck geraten konnten.

Dass dieser Kurs praktische Folgen hat, zeigt nun ausgerechnet Anne Arundel County. 
Noch im Juli hatte die Trump-Regierung dem Schulbezirk rechtliche Schritte und den mög-
lichen Verlust von Bundesmitteln angedroht. Wenige Wochen später änderte der Bezirk 
seine Richtlinien. Eltern haben nun ausdrücklich das Recht, die vollständigen Bildungsun-
terlagen ihrer Kinder einzusehen. Keine schulische Richtlinie darf dieses Recht bei Infor-
mationen über „gender identity“, „transgender status“, sexuelle Orientierung, bevorzugte 
Namen oder Pronomen einschränken. Das ist mehr als eine bürokratische Detailkorrektur. 
Dahinter steht eine Grundsatzfrage, die inzwischen weit über Amerika hinausreicht: Wem 
gehören Erziehung und Sorge für ein Kind – den Eltern oder staatlichen Institutionen und 
deren Ideologen?

Die Rückkehr des Elternrechts

Kritiker der Trump-Politik sehen darin einen Angriff auf Transgender-Schüler und warnen 
vor Diskriminierung. Tatsächlich werden Trumps Maßnahmen auch juristisch angefochten; 
nicht jede Vorgabe seiner Regierung hat vor Gericht Bestand. Erst vor wenigen Tagen blo-
ckierte ein Bundesrichter beispielsweise Teile einer anderen Regierungspolitik zur Sexual-
erziehung. Doch beim Konflikt um die Elternrechte hat Trump einen Punkt getroffen, der 
auch unabhängig von der grundsätzlichen Bewertung der Transgender-Frage schwer weg-
zudiskutieren ist: Eine Schule, die gegenüber Vater und Mutter bewusst eine zweite Identi-
tät ihres minderjährigen Kindes pflegt und Informationen darüber geheim hält, überschrei-
tet eine Grenze zwischen staatlichem Bildungsauftrag und elterlichem Erziehungsrecht.

Genau diese Grenze zieht Trump jetzt wieder mit aller Schärfe. Und das zurecht. Die Bot-
schaft aus Washington lautet: Schulen sind keine Labore für gesellschaftspolitische Expe-
rimente mit Kindern. Sie sollen Wissen vermitteln – und nicht hinter dem Rücken der El-
tern darüber entscheiden, ob deren Sohn plötzlich als Tochter oder deren Tochter als Sohn 
behandelt wird. Trump hat dafür ein drastisches, aber leider zutreffendes Wort gewählt: 
Kindesmissbrauch.

Für die Transgender-Lobby dürfte schon diese Bezeichnung eine Provokation sein. Für 
viele Eltern hingegen könnte sie ausdrücken, was sie seit Jahren empfinden: Dass ausge-
rechnet diejenigen Institutionen, denen sie ihre Kinder täglich anvertrauen, sich ein Recht 
anmaßen, das ihnen nicht zusteht. Und der Fall Maryland zeigt: Diesmal bleibt es nicht bei 
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einem Kulturkampf in Talkshows und sozialen Netzwerken. Die Trump-Regierung setzt das 
Elternrecht mit der Macht der Bundesbehörden durch – und die ersten Schulbezirke begin-
nen bereits, ihre Politik zu ändern.

Zuvor veröffentlicht in PHILOSOPHIA PERRENIS, mit freundlicher Genehmigung von Da-
vid Berger übernommen.
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Jahre Professor im Vatikan. 2010 Outing: Es erscheint das zum Bestseller werdende Buch  
„Der heilige Schein“. Anschließend zwei Jahre Chefredakteur eines Gay-Magazins, Raus-
wurf  wegen zu  offener  Islamkritik.  Seit  2016 Blogger  (philosophia-perennis)  und freier  
Journalist (u. a. für die Die Zeit, Junge Freiheit, The European).
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